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Heute fragen wir: Ist es richtig, dass
die AfD keine Veranstaltun-
gen in der Bürgerschaft mehr
durchführen darf?

Haben Sie Verständnis
für die Sanierung

der Brücken?
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Jeden Tag stellen wir auf unserer
Internetseite die Frage des Tages zu
Themen aus Bremen, Niedersach-
sen und der Welt. Stimmen Sie ab!

www.weser-kurier.de/fragedestages

ONLINE

Behörde will 20 Plätze genehmigen

Bremen. Ab Herbst kommenden Jahres soll
es nun doch noch einen weiteren Kursus an
der Hebammenschule in Bremerhaven geben.
„Das Klinikum Reinkenheide hat einen An-
trag auf Genehmigung von 20 zusätzlichen
Plätzen gestellt“, bestätigte Christina Selzer,
Sprecherin von Gesundheitssenatorin Eva
Quante-Brandt (SPD), auf Nachfrage des WE-
SER-KURIER. Bislang wurden an der Schule
alle drei Jahre 16 Hebammen ausgebildet. Ur-
sprünglich sollte die Schule 2020 schließen.

Die Behörde unterstütze diesen Antrag, da
der geplante Studiengang zur Hebam-
men-Ausbildung mit 20 Plätzen an der Hoch-
schule erst zum Wintersemester 2020/21
starte und es etwas mehr als drei Jahre bis zum
Abschluss dauere, so die Sprecherin. Er sollte
die Ausbildung an der Hebammenschule er-
setzen, mit dem Studiengang setzt Bremen
eine EU-Vorgabe um.

Gynäkologen und der Hebammenlandes-
verband hatten dagegen protestiert. Bereits
jetzt gebe es nicht genug Hebammen in den
Geburtskliniken. Würde die Schule in Bremer-
haven 2020 schließen und der Studiengang an
der Hochschule dann erst zum Wintersemes-
ter starten, drohe eine noch größere Versor-
gungslücke, so die Befürchtungen.

Der Mangel an Hebammen ist ein bundes-
weites Problem, weshalb es immer schwieri-
ger wird, unbesetzte Stellen in den Kliniken
zu besetzen. Die steigenden Geburtenzahlen
verschärfen die Situation zusätzlich. Der Kli-
nikverbund Gesundheit Nord und das St.-Jo-
seph-Stift hatten dem WESER-KURIER bestä-
tigt, dass sie die Suche nach Hebammen des-
halb auch auf das Ausland ausweiten. Die Ge-
sundheitsbehörde hatte als Reaktion auf den
Protest und den Brandbrief eines Klinikleiters
zu einem Treffen eingeladen, Thema war
unter anderem ein weiterer Kursus an der
Hebammenschule in Bremerhaven.

Hebammenschule
bildet weiter aus

SAD

Demo für geringere ÖPNV-Kosten

Bremen. Freie Fahrt für Freiwillige – das war
das Motto einer Demonstration von gut 30 Ju-
gendlichen, die am Mittwochabend von der
Glocke in Richtung Ansgarikirchhof gezogen
sind. Zum Tag des Ehrenamtes wollten sie auf
ihre Arbeit aufmerksam machen: Die jungen
Erwachsenen sind alle in sozialen und kultu-
rellen Einrichtungen, im Bundesfreiwilligen-
dienst, im Freiwilligen Sozialen oder auch im
Ökologischen Jahr in Bremen tätig und be-
kommen dafür von ihren Arbeitgebern eine
Aufwandsentschädigung. Die Forderung der
Demonstranten: öffentliche Anerkennung, in-
dem sie – analog zum Semesterticket für Stu-
dierende – von der Stadt ein Monatsticket für
den öffentlichen Nahverkehr finanziert be-
kommen.

Die Bürgerschaft hat auf Initiative der Grü-
nen bereits einen Antrag beschlossen, der ein
vergünstigtes Freiwilligen-Ticket vorsieht.
Verschiedene Modelle, die den Tarif vergüns-

tigen könnten, sind zuletzt in einer Anhörung
vorgestellt worden – ein komplett kosten-
freies Ticket ist nach Angaben der Grünen we-
gen des Zuschussbedarfs aber nur schwer rea-
lisierbar. Die Grünen, das geht aus einer Mit-
teilung hervor, setzen sich daher in einem ers-
ten Schritt für ein 365-Euro-Jahresticket für
Schüler, Azubis und Freiwillige ein. „Noch ge-
nauer zu prüfen ist, ob sogar eine Absenkung
auf 275 Euro und damit auf das Preisniveau
des Semestertickets möglich ist“, sagte Ralph
Saxe, verkehrspolitischer Sprecher der Grü-
nen.

Freiwillige fordern
günstige Tickets

Die Jugendlichen demonstrierten am Mitt-
wochabend in der Innenstadt. FOTO: KUHAUPT

BEM

I nformatik, Wirtschaft und Psycholo-
gie – in diesen Bereichen forschen
und lehren die Bremer Gewinner des

diesjährigen Berninghausen-Preises. Am
Mittwochabend wurden Rolf Drechsler
(v.l.), Aki Harima, Oliver Keszöcze,
Hans-Christian Waldmann, Cornelia
Große, Jannis Stoppe und Kenneth

Schmitz im Schütting mit der Auszeich-
nung für ihre Arbeit gewürdigt. Seit 1991
wird der Preis von der Universität Bremen
und den Unifreunden für besondere Leis-
tungen in der universitären Lehre verlie-
hen. Die Auszeichnung ist auf 6000 Euro
dotiert und kann auf mehrere Kategorien
verteilt werden.

Ausgezeichnete Lehre
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Bundesstraßen sollen an den Bund fallen
Deputation befasst sich mit Plänen, die Zuständigkeit freiwillig abzugeben

Bremen. Das Land Bremen muss bis Ende des
Jahres – wie alle Bundesländer – entscheiden,
ob es seine Zuständigkeit für Bundesstraßen
(in Bremen: rund 25 Kilometer) abgeben will.
Damit befassen sich die Mitglieder der Depu-
tation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtent-
wicklung, Energie und Landwirtschaft in ihrer
Sitzung an diesem Donnerstag. Die Verwal-
tung schlägt vor, dem Bund die Zuständigkeit
zu überlassen.

Das bedeutet laut der Vorlage für die Depu-
tationssitzung konkret, dass Bremer finanziell
entlastet werden, da Personal- und Planungs-
kosten „voll (...) auf den Bund verlagert wer-
den“. Das sei für Bremen insbesondere von Be-
deutung, da „für die Bundesstraßen (...) in er-
heblichem Umfang Erhaltungs- bzw. Ersatz-
neubaumaßnahmen anstehen“. Allein bei der
Neubaumaßnahme B6n unter dem Flughafen
hindurch entstünden Kosten von rund 65 Mil-

lionen Euro, von denen Bremen nur 15 Millio-
nen Euro ersetzt bekomme, „da der Bund bei
Bundesstraßen nur fünf Prozent der Baukos-
ten als Planungskosten erstattet“.

Mit der Abgabe verliere Bremen auch seine
Doppelrolle, die die Planung erschwere, heißt
es in den Unterlagen weiter: „Dies wird unter
anderem am Beispiel der B 6n deutlich, bei der
Bremen in der Rolle als Auftragsverwaltung
die Interessen des Bundes vertreten muss, der
die Flughafenumfahrung priorisiert, während
die Bremische Stadtbürgerschaft dem Senat
den Auftrag zur Planung einzig als Flughafen-
unterquerung erteilt hat.“ Dennoch werde das
Land seinen Einfluss nicht aufgeben: Bremen
werde sowohl als Träger öffentlicher Belange
an Planfeststellungsverfahren beteiligt, „um
die gemeindlichen Belange gegenüber dem
Bund zu vertreten“. Zudem verfüge das Land
mit der Bauleitplanung „über ein sehr starkes
Mittel zur Einflussnahme auf die Bundesfern-
straßenplanung auf dem Gebiet Bremens“.

Im Zuge der Neuordnung müssten 46,85
Vollzeitstellen vom Land an entsprechenden
Behörden auf Bundesebene zugewiesen wer-
den, davon 32 beim Betriebsdienst Autobahn/
Bundesstraßen. Die Autobahnmeisterei in He-
melingen sowie die Verkehrsmanagement-
zentrale in Bremen sollen erhalten bleiben,
heißt es in der Vorlage weiter. Über das „Wie“
sollen weitere Gespräche mit dem Bund ge-
führt werden.

Die Reform der Zuständigkeit über Bundes-
straßen und Autobahnen ist Bestandteil der
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen. Der Bund ist von 2021 an für die Pla-
nung, den Bau, den Betrieb sowie die Erhal-
tung und Finanzierung der rund 13000 Kilo-
meter Bundesautobahnen alleine zuständig;
genauer: Eine Infrastrukturgesellschaft für
Autobahnen und andere Bundesfernstraßen
(IGA) sowie eine neue Bundesoberbehörde
namens Fernstraßenbundesamt sollen sich
künftig darum kümmern. Bundesverkehrs-

minister Andreas Scheuer (CSU) spricht von
„der größten Reform in der Geschichte der
Autobahnen“. Ziel sei, „das Bundesfernstra-
ßennetz als Gesamtheit zu betrachten und ef-
fizienter zu verwalten als bislang. Das Geld
des Bundes soll schnell und unmittelbar dort

landen, wo es am dringendsten benötigt wird“.
Allein über die künftige Verantwortung für

ihre Bundesstraßen können die Länder ent-
scheiden. Flächenländer wie Nordrhein-West-
falen und Baden-Württemberg haben sich da-
gegen entschieden, die Hoheit über ihre Bun-
desstraßen abzugeben. Anders sieht es, wie
es heißt, bei den Stadtstaaten Berlin und Ham-
burg aus, die ähnliche Pläne verfolgen wie Bre-
men. Wenn die Deputation den Vorschlag der
Verwaltung mitträgt, soll am kommenden
Dienstag, 11. Dezember, im Senat entschieden
werden.

von Silke Hellwig

Themen der Baudeputation
Außerdem geht es in der Deputation um Ge-
nehmigungsverfahren von Großraum- und
Schwerlasttransporten, die im laufenden Jahr
voraussichtlich mehr als eine Million Euro an
Gebühreneinnahmen einbringen werden. Zum
Projekt Aaltaxi, in dem abwandernde Aale vor
der riskanten Passage des Weserwehrs gefan-
gen und an der Nordsee ausgesetzt werden, be-
richtet die Verwaltung im landesweiten Gel-
tungsbereich der Deputation – und über Hilfen
für von Dürre gebeutelte Landwirte sowie die
Zukunft anfallenden Klärschlamms. Im städti-
schen Bereich geht es unter anderem darum, ob
Fahrradstraßen „systematisch eingesetzt“ wer-
den sollen, „um wichtige Radverbindungen zu
schaffen oder Hauptrouten im Radverkehrsnetz
aufzuwerten“. Außerdem steht die Finanzie-
rung von Bewegungsinseln im Grünzug West in
Gröpelingen auf der Tagesordnung. JR

Bremen. Eine neue Weserquerung per Schiff
soll Bremen vom Verkehr entlasten: Die Bre-
mer SPD-Fraktion will ganz konkret prüfen,
ob eine zusätzliche Fährverbindung für weni-
ger Fahrzeugverkehr in der Stadt sorgen kann.
Genauer gesagt: Es geht um eine mögliche
Fähre über die Weser in Höhe Industriehafen
zum Bereich Neustädter Hafen und dem
Güterverkehrszentrum (GVZ). Das haben die
Sozialdemokraten in der Fraktion beschlos-
sen und eine Kleine Anfrage an den Senat ge-
stellt. „Die tägliche Situation auf den verschie-
denen Brücken von der Autobahn 1 bis zur Ste-
phanibrücke zeigt, wie dringend eine Entlas-
tung in dem Bereich nötig ist“, sagt der wirt-
schaftspolitische Sprecher der SPD-Fraktion,
Dieter Reinken.

In dem Papier, das dem WESER-KURIER
vorliegt, fragt die SPD-Fraktion den Senat
unter anderem, mit welchen technischen und
wirtschaftlichen Voraussetzungen solch eine
Fähre für Autos und Lastwagen eingerichtet
werden könnte. Dafür solle es eine Machbar-
keitsstudie geben. Die Sozialdemokraten ha-
ben auch bereits ein paar Punkte für mögliche
Anleger ausgemacht. Nach Gesprächen mit
Fachleuten sei eine Verbindung zwischen den
verkehrsgünstig zur Autobahn 28 gelegenen
Bereichen beim Industriehafen und dem Be-
reich des Neustädter Hafens mit Anbindung
über die Senator-Apelt-Straße an das Güter-
verkehrszentrum und die A281 denkbar, so
der Bürgerschaftsabgeordnete Reinken. Im
Industriehafen könnten Anlegestellen bei-
spielsweise der alte Werfthafen oder die
Waterfront sein. „Wir haben keine fertige Lö-
sung, sehen in solch einer Lösung aber Poten-
zial“, so Reinken.

Das Ziel, dass die SPD-Fraktion damit ver-
folgt ist eine entlastende Wirkung für Brücken
und Straßen wie die Hafenrandstraße (zusam-
menfassende Bezeichnung für die Straßen
Hans-Böckler-Straße, Nordstraße und Bre-
merhavener Straße). Die angespannte Ver-
kehrssituation in der Überseestadt war in den
vergangenen Monaten immer wieder ein heiß
diskutiertes Thema. Zudem sei laut Reinken
eine solche Fährverbindung von allen Ver-
kehrsteilnehmern nutzbar und deutlich
schneller und deutlich kostengünstiger mach-
bar als eine zusätzliche Brücke. Die stärkste
Verkehrsentlastung erwarten Experten und
das Verkehrsressort durch den Bau des We-

sertunnels. Die Arbeiten für das Bauprojekt
im Zuge der Autobahn 281 sollen Anfang Ja-
nuar 2019 starten. Dadurch soll der Ring-
schluss der A281 um Bremen erreicht werden.
Die Kosten für das Projekt von Seehausen
nach Gröpelingen waren von 260 auf 345 Mil-
lionen Euro gestiegen (wir berichteten). Doch
bis der komplette Bau des Tunnels, der bis
zum Jahr 2024 fertiggestellt werden soll, be-

endet ist, dauert es noch. „Es werden also
noch einige Jahre vergehen, bis der Tunnel fer-
tiggestellt ist, und zusätzliche Verzögerungen
können bei einem komplexen Bauvorhaben
wie diesem zudem nicht ausgeschlossen wer-
den”, sagt Sozialdemokrat Reinken.

Bremen brauche aber deutlich schneller
eine Entlastung für den Verkehr und „vor al-
lem für die Unternehmen der Logistikbran-
che”, so Reinken. Aus Sicht der SPD könnte
eine zusätzliche Fährverbindung zwischen In-
dustriehafen und Neustädter Hafen für eine
spürbare Verbesserung sorgen und vor allem
die Stephanibrücke entlasten. Die sanierungs-
bedürftige Brücke muss voraussichtlich in
den kommenden 20 Jahren komplett erneuert
werden.

Lastwagen und Schwerlastverkehre über
eine Fähre zu transportieren funktioniert be-
reits in Bremen-Nord. Die Fähren Bremen-Ste-
dingen GmbH betreibt Fährverbindungen
zwischen dem Stadtgebiet und den gegen-
überliegenden niedersächsischen Gemeinden
im Landkreis Wesermarsch. Es fahren Schiffe
zwischen Farge und Berne, Blumenthal und
Motzen sowie Vegesack und Lemwerder. Dort
verkehren sie im Pendelverkehr und transpor-
tieren Fahrzeuge mit mehr als 20 Metern
Länge. „Der Fährverkehr hat sich in Bre-
men-Nord bewährt, ist in der Stadt aber noch
kein Thema“, sagt Holger Bruns, der als Spre-
cher der bremischen Hafengesellschaft Bre-
menports eine solche Option für möglich hält.
Über eine solche Übergangslösung sollte man
sich Gedanken machen, sagt er.

Ein ganz anderer Vorstoß kam Mitte Sep-
tember von den Bremer Grünen. Sie wollen
im Gebiet zwischen Wesertunnel und der A1
in Hemelingen sieben Brücken über die Weser
gebaut sehen, insbesondere für Fahrradfah-
rer. Robert Bücking von den Grünen sagte da-
mals dem WESER-KURIER, dass die zusätzli-
chen Brücken drängende Verkehrsprobleme
entspannen sollen. Das will nun offenbar auch
die SPD-Fraktion: Mit einer Fähre auf der We-
ser statt mit Brücken über den Fluss.

SPD will eine Fähre
für den Hafen

Fraktion prüft zusätzliche Weserquerung

von PaScal Faltermann

„Wir sehen
in solch einer Lösung

Potential.“
Dieter Reinken, SPD

„Der Fährverkehr
hat sich in Bremen-Nord

bewährt.“
Holger Bruns, Sprecher Bremenports
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